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A, Problem 

Der Austausch von Zeitungen und Zeitschriften zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR soll erleichtert wer- 
den. 


B. Lösung 

Nach Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung von 
Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes am 1. April 
1971 und des Vertrages über die Grundlagen der Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR am 
21. Juni 1973 wird die Bundesregierung in Kürze versuchen, 
den Austausch von Presseerzeugnissen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR zu vereinbaren. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Kreutzmann und Dr. Kunz (Weiden) 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 43. Sitzung 
vom 15. Juni 1973 die obengenannte Vorlage gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung dem Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen federführend und dem 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft mitberatend 
überwiesen. Nach der Empfehlung des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft, den Bericht der Bun- 
desregierung zur Kenntnis zu nehmen, hat der Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen diesen Bericht 
in seiner 16. Sitzung vom 17. Oktober 1973 beraten. 

Zu dem Bericht der Bundesregierung ist folgendes 
zu bemerken: 

1. Die Zahl der gelieferten DDR-Zeitungen und 
Zeitschriften ist nach wie vor extrem niedrig. 
Sie hat sich in Quantität und Qualität, wie der 
Bericht der Bundesregierung feststellt, kaum we- 
sentlich geändert. Trotz gestiegenem Öffentlichen 
Interesse an den Vorgängen in der DDR erhöhte 
sich z. B. die Abonnentenzahl des „Neuen 
Deutschland" seit 1970 nur um etwa 350 Exem- 
plare, die Gesamtzahl der abonnierten Zeitungen 
und Zeitschriften um etwa 1300. 

2. Wegen des Stils und der Gestaltung der Presse- 
erzeugnisse sowie ihres zähflüssigen Inhalts, 
von dem nur ganz wenige abweichen, werden sie 
fast ausschließlich von Wissenschaftlichen Insti- 
tuten und interessierten politischen Kreisen ge- 
lesen. Selbst in kommunistischen Parteikreisen 


ist anscheinend das Interesse außerordentlich ge- 
ring. 

3. Die DDR-Regierung und die SED haben nach wie 
vor kein Interesse daran, die Verbreitung ihrer 
Presseerzeugnisse in der Bundesrepublik zu 
steigern. Man verspricht sich davon weder eine 
politische Wirkung noch ist man wirtschaftlich an 
einer solchen Verbreitung interessiert. Es hat 
auch bis heute keine Ansätze gegeben, ein ge- 
zieltes Blatt für die Bundesrepublik Deutschland 
herauszubringen oder bestehende Blätter mit ge- 
zielten Texten für sie einzusetzen. 

4. Die 1971 verhängte Sperrung des Versandes über 
den Postzeitungsdienst wegen der Führung der 
DDR-Blätter in der Inlandspostzeitungsliste be- 
steht fort. Die Blätter können daher nur über den 
Vertrieb von Unternehmen bezogen werden, die 
im Zeitungsvertrieb tätig sind. 

5. Der Erste Sekretär des Zentralkomitees der SED, 
Honecker, äußerte vor Politikern aus der Bundes- 
republik Deutschland bei den Weltjugendfest- 
spielen 1973 in Berlin (Ost), man werde zu gege- 
bener Zeit auch die Einfuhr von Blättern aus der 
Bundesrepublik Deutschland gestatten. Eine sol- 
che Praxis besteht in anderen Ostblockländern 
bereits, z. B. Rumänien, Ungarn und vereinzelt in 
der UdSSR. Ob sich aus dieser Äußerung Folgen 
ergeben, läßt sich derzeit noch nicht erkennen. 


Bonn, den 17. Oktober 1973 


Dr. Kreützmann Dr. Kunz (Weiden) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Bericht der Bundesregierung zur Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung aufzufordern, einen freien Austausch von Presseerzeug- 
nissen in beiden Richtungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR mit der DDR baldmöglich zu vereinbaren, 

3. die Bundesregierung von ihrer Pflicht der jährlichen Berichterstattung mit der 
Maßgabe zu entbinden, den Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen bei 
neuen Entwicklungen von grundlegender Bedeutung auf diesem Gebiet unver- 
züglich zu unterrichten. 


Bonn, den 17. Oktober 1973 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Baron von Wrangel Dr. Kreutzmann Dr. Kunz (Weiden) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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